Gemeinde Witzin

Beschluss - Nr.:BVW-088/2013

Betr.: Neufassung der Hauptsatzung der Gemeinde Witzin

Beteiligte Gremien:

Datum Gremium TOP
27.08.2013 Hauptausschuss Witzin

12.09.2013 Gemeindevertretung Witzin

1. Zustandige/federfihrende Abt. Aktenzeichen Handzeichen/Datum
Amt fiir Zentrale Dienste ‘ ‘ 13.08.2013
2. Mitwirkende Amter: keine Einwande siehe Anlage Handzeichen/Datum

3. Sichtvermerk des Leitenden Verwaltungsbeamten:

4. Sichtvermerk des Burgermeisters:

5. Finanzielle Auswirkungen:

keine \:' Einnahmen \:' Ausgaben

Betrag Haushaltsstelle Haushaltsjahr

[ ] Die Mittel stehen zur Verfiigung
|:| Die Mittel stehen nicht zur Verfligung

|:| Die Mittel stehen nur teilweise zur Verfliigung

Teilbetrag in € Deckungsvorschlag Sichtvermerk/Kdmmerei




Begriindung:

Nach Neufassung der Kommunalverfassung Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2011 ist in einigen
Bereichen die Anpassung der Hauptsatzung notwendig.

Die vorliegende Fassung entspricht der Mustersatzung des Stadte- und Gemeindetages und
beriicksichtigt Anderungsvorschlage der Fraktion der Biirgergemeinschaft sowie Hinweise der
Kommunalaufsicht.

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beschlie3t die Neufassung der Hauptsatzung der Gemeinde Witzin. Die
Hauptsatzung vom 15.12.2009, zuletzt geandert am 14.06.2012, wird aufgehoben.

Abstimmungsergebnis:

Mitglieder: davon anwesend:

dafir: dagegen: Enthaltung

Beschluss gefasst wie vorgeschlagen

Beschlussvorschlag zurlickgestellt

Beschlussvorschlag geandert

Unterschriften: Datum:



Hauptsatzung der Gemeinde Witzin

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung fur das Land Mecklenburg-
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011
(GVOBI. Seite 777) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 12.09.2013
und nach Anzeige bei der unteren Rechtsaufsichtsbehorde nachfolgende
Hauptsatzung erlassen:

§ 1 Wappen / Flagge / Dienstsiegel

(1) Die Gemeinde Witzin fuhrt ein Wappen, eine Flagge und ein Dienstsiegel.

(2) Das Wappen zeigt eine in Blau eingezogene goldene Spitze, belegt mit einem
blauen Muhlrad; vorn zwei gekreuzte goldene Giebelbretter mit nach aulien
gewendeten Pferdekdpfen; hinten ein aufrecht stehender mit der Krimme nach
innen weisender goldener Abtstab.

(3) Die Flagge ist gleichmaRig langsgestreift von Gold und Blau. In der Mitte des
Flaggentuchs liegt, auf jeweils zwei Drittel der Hohe des goldenen und des blauen
Streifens Ubergreifend das Gemeindewappen. Die Hohe des Flaggentuches
verhalt sich zur Lange wie 3 zu 5.

(4) Das Dienstsiegel zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift ,GEMEINDE
WITZIN®

(5) Die Verwendung des Wappens durch Dritte bedarf der Genehmigung des
BuUrgermeisters.

§ 2 Ortsteile

Ortsteil der Gemeinde Witzin ist Loiz. Es wird keine Ortsteilvertretung gebildet.

§ 3 Rechte der Einwohner

(1) Die Burgermeisterin oder der Blrgermeister unterrichtet die Einwohnerinnen und
Einwohner Uber allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Gemeinde. Sofern
hierzu Veranstaltungen gemafl § 16 KV M-V durchgefuhrt werden, Iadt sie oder er
hierzu ein, setzt den Gesprachsgegenstand, Zeit und Ort der Veranstaltung fest und
gibt diese bekannt. Die Versammlung der Einwohnerinnen und Einwohner kann auch
begrenzt auf Ortsteile durchgefuhrt werden. Die Ladungsfrist fur die Ladung zur
Einwohnerversammlung betragt 14 Tage. Uber die Durchfiihrung der
Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift als Verlaufsprotokoll zu fuhren.

(2) Anregungen und Vorschlage der Versammlung der Einwohnerinnen und
Einwohner in Selbstverwaltungsangelegenheiten, die in der
Gemeindevertretersitzung behandelt werden mussen, sollen dieser in einer Frist von
maximal 8 Wochen zur Beratung vorgelegt werden.



(3) Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde Witzin, die das 14. Lebensjahr
vollendet haben  sowie  naturliche und juristische Personen und
Personenvereinigungen, die in der Gemeinde Grundsticke besitzen oder nutzen
oder ein Gewerbe betreiben, erhalten die Mdglichkeit, in einer Fragestunde vor
Beginn des offentlichen Teils der Gemeindevertretersitzung Fragen an alle Mitglieder
der Gemeindevertretung sowie die Burgermeisterin oder den Burgermeister zu
stellen und Vorschlage oder Anregungen zu unterbreiten. Sofern die Fragen nicht in
der Fragestunde beantwortet werden konnen, sind sie innerhalb von 2 Wochen
schriftlich zu beantworten. Die Fragen, Vorschlage und Anregungen durfen sich
dabei nicht auf Beratungsgegenstande der nachfolgenden Sitzung der
Gemeindevertretung beziehen. Fur die Fragestunde ist eine Zeit bis zu 30 Minuten
vorzusehen.

(4) Die Burgermeisterin oder der Burgermeister ist verpflichtet, im 6ffentlichen Teil
der Sitzung der Gemeindevertretung uber wichtige Gemeindeangelegenheiten zu
berichten.

§ 4 Gemeindevertretung
(1) Die Gemeindevertretersitzungen sind offentlich.

(2) Die Offentlichkeit ist grundsétzlich in folgenden Fallen ausgeschlossen:
1 einzelne Personalangelegenheiten auflzer Wahlen

2 Steuer- und Abgabenangelegenheiten Einzelner

3. Grundstucksgeschafte

4 Vergabe von Auftragen

5 Rechnungsprifungsangelegenheiten aulder dem Abschlussbericht

Die Gemeindevertretung kann im Einzelfall, sofern rechtliche Grinde nicht
entgegenstehen, Angelegenheiten der Ziffern 1 - 5 in offentlicher Sitzung behandeln.
In nicht aufgefiihrten Fallen ist die Offentlichkeit durch Beschluss auszuschlieRen,
wenn Uberwiegende Belange des offentlichen Wohls oder berechtigte Interessen
Einzelner es erfordern.

(3) Anfragen von Mitgliedern der Gemeindevertretung sollen spatestens drei
Arbeitstage vor der Sitzung bei der Burgermeisterin oder dem Birgermeister
eingereicht werden. Mundliche Anfragen wahrend der Gemeindevertretersitzung
sollen, sofern sie nicht in der Sitzung selbst beantwortet werden kénnen, spatestens
innerhalb von 14 Tagen schriftlich beantwortet werden.

(4) Die Gemeindevertretung entscheidet Uber die Erteilung des gemeindlichen
Einvernehmens nach § 36 Baugesetzbuch ( BauGB ), nach Beratung im Ausschuss
fur die Gemeindeentwicklung, Bau, Verkehr, Ordnung und Umwelt und dessen
Empfehlung.

(5) Die Gemeindevertretung entscheidet, nach Beratung im Ausschuss fur die
Gemeindeentwicklung, Bau, Verkehr, Ordnung und Umwelt und nach Vorliegen einer
Empfehlung Uber Grundstucks- und Pachtangelegenheiten.



§ 5 Ausschiisse

(1) Es werden folgende Ausschisse gebildet:

Name Besetzung, Aufgabengebiet

Finanzausschuss 4 Mitglieder der Gemeindevertretung
3 sachkundige Einwohnerinnen/
~Einwohner

Aufgaben: Finanz- u. Haushalts-
wesen, Steuern, Gebuhren, Beitrage
und sonstige Abgaben

Ausschuss fur Gemeindeentwicklung,

Bau, Verkehr, Ordnung und Umwelt 4 Mitglieder der Gemeindevertretung
3 sachkundige Einwohnerinnen/
~Einwohner

Aufgaben: Flachennutzungsplan,
Bauleitplanung, Wirtschaftsforderung,
Hoch-, Tief- und Strallenbauangele-
genheiten, Denkmalpflege, Kleingar-
tenanlagen, Ordnung, Sicherheit,
Umwelt- und Naturschutz,

Landschaftspflege

Ausschuss fur Schule, Jugend, Kultur

und Sport 4 Mitglieder der Gemeindevertretung
3  sachkundige Einwohnerinnen/
~Einwohner

Aufgaben: Schul- und Kultur-
angelegenheiten, Kultur-forderung und
Sportentwicklung,  Jugendférderung,

Kindertagesstatten, Sozialwesen,

Fremdenverkehr .
Rechnungspriifungsausschuss 2 Mitglieder der Gemeindevertretung,

1 sachkundige Einwohnerin/

~Einwohner

Aufgaben: Begleitung der

Haushaltsfihrung, Prifen der

Jahresrechnung

(2) Die Ausschusssitzungen sind offentlich.



§ 6 Burgermeisterin / Burgermeister

(1) Die Burgermeisterin oder der Burgermeister trifft Entscheidungen unterhalb der
folgenden Wertgrenzen:

1. Uber Vertrage, die auf einmalige Leistungen von 500 EURO gerichtet sind sowie
bei wiederkehrenden Leistungen von 250 EURO pro Monat.

2. Uber uberplanmafige Ausgaben von 500 EURO bzw. 10% des betreffenden
Produktsachkontos sowie bei auRerplanmalligen Ausgaben von 500 EURO je
Ausgabenfall

3. bei Hingabe von Darlehen die innerhalb eines Haushaltsjahres zurlckgezahlt
werden von 10.000 EURO sowie bei Aufnahme von Krediten im Rahmen des
Haushaltsplanes von 50.000 EURO.

(2) Erklarungen der Gemeinde i.S.d. § 39 Abs. 2 Satz 5 KV M-V bis zu einer
Wertgrenze von 500 EURO bzw. bei wiederkehrenden Verpflichtungen von 250
EURO pro Monat kénnen von der Burgermeisterin oder vom Blrgermeister allein
bzw. durch einen von ihr oder ihm beauftragten Bediensteten des Amtes in einfacher
Schriftform ausgefertigt werden. Bei Erklarungen gegeniber einem Gericht liegt
diese Wertgrenze bei 2.500 EURO.

(3) Die Bdurgermeisterin oder der Burgermeister ist zustandig, sofern das
Vorkaufsrechts der Gemeinde i.S.d. §§ 28 ff. Baugesetzbuch ausgetbt werden kann.
Zu allen Entscheidungen nach Satz 1 soll die Bulrgermeisterin oder der
Blrgermeister eine Stellungnahme des Ausschusses fur Gemeindeentwicklung, Bau,
Verkehr, Ordnung und Umwelt einholen.

(4) Die Burgermeisterin oder der Burgermeister entscheidet Uber die Annahme oder
Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder ahnliche Zuwendungen unter 100
Euro.

(5) Die Gemeindevertretung ist laufend Uber die Entscheidungen im Sinne der
Absatze 1, 3 und 4 zu unterrichten.

§ 7 Entschadigungen

(1) Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten eine sitzungsbezogene
Aufwandsentschadigung fur die Teilnahme an Sitzungen der Gemeindevertretung,
der Ausschusse und der Fraktionen in Hohe von 25 EURO je Sitzung. Sachkundige
Einwohner erhalten fir die Teilnahme an Sitzungen der Fraktionen, die der
Vorbereitung der Ausschusssitzungen dienen, eine pauschalierte sitzungsbezogene
Aufwandsentschadigung von 25 Euro.

(2) Ausschussvorsitzende erhalten flr jede von ihnen geleitete Sitzung eine
sitzungsbezogene Aufwandsentschadigung in Hohe von 50 EURO. Entsprechendes
gilt, wenn eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter die Ausschusssitzung leitet.



(3) Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, so wird nur eine sitzungsbezogene
Aufwandsentschadigung gezahlt. Die Hochstzahl der Sitzungen der Ausschisse und
Fraktionen, fur die ein Sitzungsgeld zu zahlen ist, wird auf jeweils jahrlich acht
beschrankt.

(4) Die Burgermeisterin oder der Burgermeister erhalt eine funktionsbezogene
Aufwandsentschadigung in Hohe von 400 EURO monatlich. Den Stellvertretern wird
nach MalRgabe der Entschadigungsverordnung M-V bei Verhinderung der
Blrgermeisterin oder des Burgermeisters fur ihre besondere Tatigkeit je nach Dauer
der Vertretung, fur jeden Tag des Tatigwerdens ein Dreiligstel der monatlichen
Aufwandsentschadigung nach Satz 1 gezahilt.

§ 8 Offentliche Bekanntmachungen

(1)  Satzungen und andere  gesetzlich  vorgeschriebene  Offentliche
Bekanntmachungen, mit Ausnahme der in Absatz 4 genannten Bekanntmachungen,
sowie  Wahlbekanntmachungen erfolgen durch  Abdruck im amtlichen
Bekanntmachungsblatt des Amtes, dem ,Amtsblatt Sternberger Seenlandschaft®. Die
Bekanntmachung und Verkiindung ist bewirkt mit Ablauf des Erscheinungstages.

(2) Das Bekanntmachungsblatt des Amtes erscheint monatlich und wird kostenlos in
alle Haushalte geliefert. Es kann weiterhin einzeln oder im Abonnement bei der Stadt
Sternberg, Am Markt in 19406 Sternberg bezogen werden.

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Planen und Verzeichnissen ist
in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist betragt einen Monat,
soweit nicht gesetzlich etwas andere bestimmt ist. Beginn und Ende der Auslegung
sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken.

(4) Die offentlichen Bekanntmachungen zu den Sitzungen der Gemeindevertretung,
ihrer Ausschusse und zu den Versammlungen der Einwohnerinnen und Einwohner
erfolgen durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln. Die
Bekanntmachungstafeln befinden sich in

- Witzin, Hauslerstralle, Ecke Kietz
- Loiz, Lindenweg, Bushaltestelle

(5) Ist die offentliche Bekanntmachung einer ortsrechtlichen Bestimmung in Ublicher
Form infolge hoherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht
moglich, so ist diese durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln zu
veroffentlichen. In diesen Fallen ist die Bekanntmachung in der Form nach Abs. 1
unverzuglich nachzuholen, sofern sie nicht durch Zeitablauf gegenstandlos geworden
ist.

§ 9 Inkrafttreten
(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 15.12.2009, zuletzt geandert am



14.06.2012, aul3er Kraft.

Witzin, den Urbschat
Burgermeister

Verfahrensvermerk:
Vorstehende Hauptsatzung der Gemeinde Witzin wurde dem Landrat des Landkreises Ludwigslust-
Parchim als untere Rechtsaufsichtsbehérde gemaR § 5 Absatz 2 Kommunalverfassung M-V

angezeigt. Der Landrat hat mit Schreiben vom ............... keine Verletzung von Rechtsvorschriften
geltend gemacht.

Die Hauptsatzung der Gemeinde Witzin vom ................. wird im Amtsblatt des Amtes Sternberger
Seenlandschaft Nr. ....... vom ............. offentlich bekannt gemacht.

Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoRen wurde, kdnnen
diese nach § 5 Absatz 5 der Kommunalverfassung M-V nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht
werden. Die Frist gqilt nicht fir die Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- und
Bekanntmachungsvorschriften.



	Vorlage
	Anlage  1 Entwurf Hauptsatzung Witzin 2013 für Beschlussfassung neu

